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b e i t s p l a t z  a n b ie te n  zu können» Das g i l t  u n a b h än g ig  davon , 
ob d i e  w i r t s c h a f t l i c h e n  und s o z i a l e n  V e r h ä l tn i s s e  d e s  b e ­
f r i s t e t  e i n g e s t e l l t e n  A rb e itn e h m e rs  g ü n s t i g e r  s in d  a l s  d ie  
e tw a ig e r  k ü n f t ig e n  B ew erber
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2_ aze mm
2 Sa 6?/68 Saarland
Urteilstenor zugestellt am 3 Juli 1970
gez Mißler,
Angestellter
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

fest
076

ln Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß I 128 
Abs 2 ZPO m  der Sitzung vom 2 Juli 1970 durch den Vizepräsi­
denten Dr König, die Bundeerichter Dr Bengier und Dr Thomas 
sowie die Bundesarbeitsrichter von Lossau und Sickert für 
Recht erkannt

Die Revision des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Saarland 
vom 21 Mai 1969 - 2 Sa 67/68 - wird auf 
Kosten des beklagten Landes zuruckgewiese»

V o n  R e c h t s  w e g e n ’
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Tatbestand
Die Klägerin, die veiheiratet ist, war am 31 Oktober 1953 

auf ihren Antrag aus dem Dienstverhältnis als planmäßig beamte­
te Lehrerin ausgeschieden Am A Marz 1964 bewarb sie sich um 
eine Uiederemstellung als Lehrerin Dabei machte sie zur Be­
dingung, sie an einer bestimmten Schule ihres Wohnorts zu be­
schäftigen Das beklagte Land stellte sie mit einem für die Zeit 
vom 1 April 1964 bis 31 Marz 1966 befristeten Vertrag ein

Die Klägerin blieb über den 31 Marz 1966 hinaus tätig 
Auf ihren Antrag vom 3 Februar 1966, sie weiterzubeschaftigen, 
wurde mit ihr am 26 April 1966 ein neuer befristeter Arbeits­
vertrag für die Zeit vom 1 April 1966 bis 31 Juli 1967 ge­
schlossen Wahrend des Laufs dieses Arbeitsverhaltnxsses er­
klärte die Klägerin am 12 Mai 1967* sie könne nunmehr ohne 
Einschränkung ihre berufliche Tätigkeit ausuben Sie bat um 
Übernahme m  das Beamtenverhaltms, was jedoch abgelennt wurde

An 24 August 1967 wurde die Klägerin wiederum befristet 
für die Zeit vom 4„ September 1967 bis 15 April 1968 ange­
stellt Mit dieser erneuten Befristung erklärte sie sicn nur 
unter V01behalt einverstanden und beantragte, sie unbefristet 
emzustellen Das lehnte das beklagte Land ab

D10 Klägerin meint, die Befristung ihrer Arbeitsvertrage 
sei unwirksam Sie hat deshalb Klage erhoben, mit der sie die 
Feststellung begehrt, daß ihr Arbeitsverhaltms am 15 April 
nicht geendet hat und daß das beklagte Land verpflichtet sei, 
sie ab 15 April 1968 nach den Sätzen der Gruppe IV a BAT zu 
vergüten Das beklagte Land hat Klageabweisung oeantragt und 
geltend gemacht, die Befristungen seien von sacngemaßen Erwä­
gungen getragen gewesen Der erste Vertrag habe der Erprooung 
dienen sollen Außerdem habe man ihrer Bedingung, an einer be- 
stimmten Schule beschäftigt zu werden, nur mit einem befriste­
ten Vertrag entsprechen können Deshalb sei auch der zweite 
Vertrag nur befristet abgeschlossen worden Für die letzue 
Befristung sei maßgeblich gewesen die Bucksicntnahme auf d^e 
Hochschulabsolventen, die im Jahre 1968 ihre Ausbildung ceen- 
deten Für 225 Absolventen hatten nur 70 Planstellen zur Verfü­
gung gestanden
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben» Das Lan- 

desarbeitsgcncht hat die Berufung des beklagten Landes zuruck- 
gewiesen Mit der Revision verfolgt das beklagte Land seinen 
Antrag auf Klageabueisung weiter»

Ent s cheidungs gründe.
1 Das Landesarbextsgenchh hat im Ergebnis zutreffend die 
Befristung des ArbeitsVertrages vom 24 August 1967 für unwirk­
sam angesehen Da die Klägerin Ansprüche für die Zeit nach dem 
15 April 1968 verfolgt, kann dahingestellt bleiben, ob bereits 
bei Eingehen des erstnn oder zweiten Arbeitsverhaltnisses ein 
sachlich anerkennenswerter Grund für die Befristung dieser Ver­
trage nicht vorlag Earner braucht der Senat nicht zu der 
Hilfserwagung des Landesarbeitsgerichts Stellung zu nehmen, 
ein unbefristetes Arbeitsverhaltnis sei dadurch zustandegekom­
men, daß die Klägerin über den 31 Marz 1966 hinaus weiterbe- 
schaftigt wurde
2 Im Anschluß an den Beschluß des Großen Senats des Bundes­
arbeitsgerichts vom 12 Oktober I960 (BAG 10, 65 * AP Hr 16 
zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag) ist davon auszugehen, 
daß befristete Arbeitsvertrage zulässig sind Das ergibt sich 
aus § 620 Abs 1 BGB und dem Grundsatz der Vertragsfreiheit 
Die Befristung ist jedoch unzulässig, wenn sie als rechtliche 
Gestaltungsraoglichkeit objektiv funktionswidrig verwendet wird 
Das ist anzunehmen, wenn der durch die Kundigungsbestimmungen 
gewährleistete Bestandsschutz des Arbeitsverhaltnisses verei­
telt wird und dafür kein sachlich gerechtfertigter Grund vor- 
liegt Daraus folgt, daß schon die einmalige Befristung eines 
Arbeitsverträges unzulässig sein kann (BAG 13) 96 « AP Hr 23 
zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag und BAG 15, 132 = AP 
Hr 26 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag)
3 Das beklagte Land hat geltend gemacht, die Klagenn sei 
deshalb befristet für die Zeit vom 4 September 1967 bis 15 
Aunl 1968 eingestellt worden, weil im Erunjahr 1968 eine grö­
ßere Zahl von Hochschulabsolventen als Bewerber um ein Lenramt 
zu erwarten war, als Planstellen frei waren Deshalb sollte
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die Stelle der Klägerin durch, die Befristung ihres Arbextsver» 
träges freigemacht werden Das Landesarbeitsgericht hat dies 
als sachlich gerechtfertigten Grund nicht anerkannt, weil die 
Klägerin schon 3 1/2 Jahre beschäftigt war Es hat deshalb die 
Befristung als unzulässig angesehen Dem ist im Ergebnis zu 
folgen
a) Die Revision rügt zunächst, das Landesarbeitsgericht sei 
zu Unrecht von einem Anscheinsbevreis ausgegangen Sie beruft 
sich dabei auf die Ausfuhrungen des angefochtenen Urteils, es 
habe bei dem beklagten Land gelegen, das dem ersten Anschein 
nach zutreffende Vorbringen der Klägerin, daß keine sachlichen 
Grunde für eine Befristung vorhanden gewesen seien, durch 
Gegenbeweis zu entkräften Damit will die Revision offenbar 
darauf hinaus, das Berufungsgericht habe die m  dem Beschluß 
des Großen Senats aufgesteilten Grundsätze über die Darlegungs- 
und Beweislast für die Unwirksamkeit der Befristung unrichtig 
angewendet Darm kann ihr jedoch nicht gefolgt werden Das 
beklagte Land hat vorgetragen, welcher alleinige Grund es zu 
der Befristung bewogen hat Es war nur darüber zu entscneiden, 
ob er sachlich gerechtfertigt war Auf die Darlegungs» und 
Beweislast kam es daher gar nicht an

Unbegründet ist ferner die Rüge der Revision, das Landes» 
arboibsgericht habe eine von dem beklagten Land beantragte 
Auskunft des Chefs der Staatskanzlei nicht eingeholt Das Lan­
desarbeitsgericht hat nämlich das, was durch diese Auskunft 
belegt werden sollte, daß nämlich freie Planstellen für Lenrer 
nur auf Beschluß des Ministerrats besetzt werden durften, als 
zutreffend unterstellt Dieses verwaltungsinterne Verfaoren, 
das dazu beitragen sollte, die Planstellen für Hochschulaosol- 
venten freizuhalten, hat keine selbständige Bedeutung dafür, 
ob das Arbeitsverhaltnis der Klägerin wirksam befristet wurde 
Wenn, hierfür kein sachlich gerechtfertigter Grund vorlag, dann 
kann des beklagte Land sich nicht darauf Derufen, es hatte 
entsprechend einer organisatorischen Regelung Handeln können 
und müssen, mit der der nicht billigenswerte Zweck erreicat 
weiden sollte
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b) Der Große Senat hat m  seinem Beschluß vom 12 Oktober 
I960 verlangt, daß die wirtschaftlichen oder sozialen Verhält­
nisse der Parteien oder jedenfalls einer Partei für die Befri­
stung des Vertrages sprechen Der Vertrag muß seine sachliche 
Rechtfertigung m  sich tragen, so daß er mit Recht und aus 
gutem Grund von den Kundigungsschutzvorschriften nicht betrof­
fen wird Hieraus und aus den vom Großen Senat angeführten 
Beispielen, m  denen ein sachlicher Grund für die Befristung 
anzuerkennen ist, ergibt sich folgendes Wenn ein Arbeitsver- 
haltnis befristet abgeschlossen wird, muß sich der Grund dafür 
aus den konkreten und gegenständlichen Umstanden des betreffen­
den Arbeitsverhaltmsses selbst ergeben Es kommt nur auf die 
wirtschaftlichen oder sozialen Verhältnisse der Parteien zur 
Zeit des VertragsSchlusses an, die daraufhin zu beurteilen 
sind, ob sie einen verständig denkenden Arbeitgeber zu einer 
Befristung veranlassen konnten Es ist dagegen kein sachlich 
gerechtfertigter Grund, wenn ein Arbeitsverhälthis im Inter­
esse Dritter, die keine konkreten Beziehungen zu dem Arbeits­
platz haben, befristet wird In einem solchen Pall fehlt ein 
Zusammenhang mit den wirtschaftlichen oder sozialen Verhält­
nissen der Parteien

Das beklagte Land kann die Befristung des mit der Kläge­
rin eingegangenen Arbeitsverhaltmsses deshalb nicht mit der 
Begründung rechtfertigen, es habe für die Unterbringung der 
künftigen 225 Hochschulabsolventen sorgen wollen, für die 
- trotz eines Bedarfs von 300 Lehrern - die vorhandenen 70- 
Plansteilen nicht ausreichten Aus diesem Personenkreis natte 
noch niemand eine bereits das Arbeitsverhaltms der Parteien 
betreffende konkrete Beziehung Die allgemeine und planende 
Erwägung, daß aus dem Kreis der zünftigen Junglehrer Beweroer 
für die Stelle der Klägerin auftreten vmrden, durfte das be­
klagte Land nicht als Grund für die Befristung berücksichtigen 
und damit die Klägerin um ihren Kündigungsschutz bringen 
Etx<jas anderes xmrde nur dann gelten, wenn für die Bescnafti- 
gung der Klägerin ein vorübergehendes Bedürfnis bestand Das 
x\rar jedoch nicht der Fall Die Tätigkeit, für die sie einge­
stellt wurde, war als ständige wahrzunehmen Es entsprach fer-

-  6 ~

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 -

ner dem erklärten Villen der Klägerin eine Dauerbeschaftigung 
auszuben Die Tatsache, daß in absehbarer Zeit andere Bewerber 
um die Stelle vorhanden sein wurden, begründete ebenfalls kei­
nen nur vorübergehenden Bedarf, weil davon das Vertragsverhalt- 
nis der Parteien nicht konkret betroffen wurde Insofern wurde 
nur etwas anderes gelten, wenn etwa mit einem Arbeitnehmer 
schon eine vertragliche Vereinbarung über seine Einstellung ge­
troffen ist, die die Arbeitsaufnahme erst zu einem spateren 
Zeitpunkt vorsieht In diesem Palle ist es sachlich gerechtfer­
tigt, wenn der Arbeitsplatz zwischenzeitlich mit einem befri­
stet eingestellten anderen Arbeitnehmer besetzt wird

Das beklagte Land hat noch geltend gemacht, es habe den 
Arbeitsvertrag deshalb befristet, weil die Klägerin durch den 
Verlust des Arbeitsplatzes sozial nicht so hart getroffen wurde 
wie künftige Hochschulabsolventen, wenn sie nicht eingestellt 
werden konnten Von diesen seien nämlich eine Heihe verheiratet 
und hatten auch Kinder Die Klägerin sei dagegen durch das Ein­
kommen ihres Ehemannes, der Oberamtsrichter ist, versorgt gewe­
sen Entgegen der Ansicht des beklagten Landes rechtfertigt 
dieser Umstand jedoch nicht die Befristung Auf die sozialen 
Verhältnisse eines Arbeitnehmers kann es zwar ankommen, wenn 
eine betriebsbedingte Kündigung ausgesprochen ist und der oe- 
tioffene Arbeitnehmer geltend macht, der Arbeitgeber habe oei 
seiner Auswahl soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausrei­
chend berücksichtigt (§ 1 Abs 3 Satz 1 KSchG) In diesem Fall 
ei folgt ein Vergleich der sozialen Verhältnisse, wie sie oei 
dem gekündigten und anderen Arbeitnehmern des Betriebes vorlie­
gen Venn jedoch, wie hier, geltend gemacht wird, es sei für 
künftige Bewerber um einen Arbeitsplatz sozial harter ment ein­
gestellt zu werden, als für den Inhaber des Arbeitsplatzes die­
sen zu verlieren, so ist das kein sachlicher Grund, letzterem 
durch eine Befristung den Kündigungsschutz zu nehmen, denn auch 
das ist ein Umstand, der mit den konkreten Verhältnissen der 
Aibeitsvertragsparteien nichts zu tun hat Wollte man ihn aner­
kennen, so wurde das letztlich die Befristung jedes Vertrages 
rechtfertigen, denn praktisch ist für jeden Aroeitsplatz denk­
bar, daß ein sozial schlechter stehender Beweroer auftritt
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Nach alledem fehlt es für die Befristung des Arbeitsver­

trages zwischen den Parteien an einem sachlich anerkennenswer­
ten Grund, ohne daß es dabei noch auf den vom Landesarbeits­
gericht angeführten Umstand ankommt, daß die Klägerin bereits 
über drei Jahre in den Diensten des beklagten Landes gestanden 
hat, als der dritte Vertrag abgeschlossen wurde 
4 Da die Befristung des Arbeitsverhaltnisses bis zum 15 
April 1968 unwirksam war, bestand das Vertragsverhaltnis zwi­
schen den Parteien als ein unbefristetes Es ist nach den in­
soweit nicht angegriffenen Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts zum 15 April 1968 weder durch eine Kündigung noch 
auf andere Weise beendet worden Deshalb haben die Vorinstan­
zen der Klage zu Hecht stattgegeben, und die Revision des oe- 
klagten Landes ftußte zuruckgewiesen werden

gez Dr König Bundesrichter Dr Bengier Br Thomas
ist im Urlaub

Dr König
von Lossau Walter Sickert
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